
 

 

Begründung zur 

Verordnung der Landesregierung  

zur Änderung der Delegationsverordnung  

zur Erhebung von Parkgebühren 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung  

Die Erhebung von Bewohnerparkgebühren sowie auch die Erhebung von 

Parkgebühren beim normalen Zeitparken sind für die Kommunen bzw. örtlichen und 

unteren Straßenverkehrsbehörden zur Steuerung des ruhenden Verkehrs und im 

Hinblick auf eine gerechtere Flächenverteilung des öffentlichen Raums unter allen 

Verkehrsteilnehmern von besonderem Interesse. Baden-Württemberg hat gute 

Erfahrungen mit dem Instrument der Parkgebühren gemacht. Wo sie eingeführt und 

angepasst wurden, nimmt der Parkdruck ab; Autos werden in Garagen und 

Tiefgaragen abgestellt, die für sie gebaut wurden. Die Kommunen erhalten Platz im 

öffentlichen Raum und Einnahmen, um umweltfreundliche Angebote für Fuß und Rad 

auszubauen. Für den Klimaschutz und eine Verkehrswende sollte diese Entwicklung 

weiter landesrechtlich unterstützt werden, zumal Gutachten und Modellrechnung die 

positive Klimaschutzwirkung des Instruments Parkraummanagement belegen. Dies 

ergibt sich beispielsweise aus dem vom Ministerium für Verkehr in Auftrag 

gegebenen Klimaschutzszenario zur Maßnahmenbewertung für die Erreichung der 

Sektorziele nach dem Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-

Württemberg (KlimaG BW) vom 7. Februar 2023 (GBl. 2023, 26).  

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 13. Juni 2023 (BVerwG 9 CN 2.22) 

zur Bewohnerparkgebührensatzung in Freiburg führte zu einer Teilnichtigkeit der 

Delegationsverordnung des Landes zur Erhebung von Parkgebühren. In Folge der 

Bundesverwaltungsgerichtsentscheidung ist die Verordnung insbesondere in Bezug 

auf die nichtige Regelung der Satzungsmöglichkeit zur Festsetzung von 

Bewohnerparkgebühren und den Auswirkungen des Urteils auf weitere Regelungen 

in der Landesverordnung entsprechend klarstellend anzupassen und zu berichtigen. 

In diesem Zuge soll die Landesverordnung verschlankt und auf die auf dieser 

Regelungsebene notwendigen Regelungen beschränkt werden. Dabei soll der durch 

das Bundesrecht ermöglichte volle Handlungsspielraum bei den Kommunen bzw. 



 

 

Straßenverkehrsbehörden belassen und soweit landesrechtlich notwendig an diese 

weitergegeben werden.  

II. Inhalt 

Die in der bisherigen Delegationsverordnung der Landesregierung zur Erhebung von 

Parkgebühren (ParkgebVO) enthaltene Delegationsregelung zum Erlass von 

Gebührenordnungen für die Ausstellung von Bewohnerparkausweisen 

(Bewohnerparken) ist in Bezug auf die geregelte Satzungsmöglichkeit für die 

Festsetzung von Bewohnerparkgebühren entsprechend den Ausführungen des 

Bundesverwaltungsgerichts in der genannten Entscheidung (Urteil vom 13.06.2023 - 

Az.9 CN 2.22) teilnichtig. Die Verordnung wird entsprechend berichtigt, künftig wird 

als notwendige Rechtsform für Gebührenordnungen beim Bewohnerparken 

klarstellend die Rechtsform der Rechtsverordnung geregelt. 

Lediglich klarstellend aufgenommene Delegationsregelungen für das normale 

Zeitparken werden auf Grund neuer rechtlicher Erkenntnisse gestrichen. Die 

Streichung der bisherigen Delegationsregelungen beim normalen Zeitparken im 

Rahmen dieser Änderungsverordnung hat keine Auswirkungen für die bisherige 

Praxis der Parkgebührenerhebung in Baden-Württemberg. 

Zum normalen Zeitparken und der hier notwendigen Rechtsform der 

Gebührenordnungen hat sich das Bundesverwaltungsgericht in der genannten 

Entscheidung nicht explizit geäußert. Die Feststellungen des 

Bundesverwaltungsgerichts zum Bewohnerparken (§ 6a Absatz 5a StVG) lassen sich 

auf Grund der unterschiedlichen rechtlichen Strukturen der jeweiligen Vorschriften 

nicht ohne Weiteres auf das Zeitparken (§ 6a Absatz 6 StVG) übertragen. Anders als 

bei den Bewohnerparkgebühren als Verwaltungsgebühren im Rahmen des 

Gefahrenabwehrrechts handelt es sich bei den Parkgebühren des normalen 

Zeitparkens um Benutzungsgebühren sui generis, die in der durch Artikel 28 Absatz 

2 Satz 1 Grundgesetz (GG) und Artikel 71 Absatz 1 Landesverfassung Baden-

Württemberg geschützten kommunalen Selbstverwaltungsgarantie wurzeln. Die 

Gemeinden sind für Ortsdurchfahrten und Gemeindestraßen sowie die Stadt- und 

Landkreise für ihre Kreisstraßen als Straßenbaulastträger bereits direkt aus § 6a 

Absatz 6 Satz 1 StVG bundesrechtlich zur Parkgebührenerhebung im Rahmen ihrer 

Selbstverwaltungsgarantie ermächtigt. Die Parkgebühren der Gemeinden, Stadt- und 

Landkreise im Land werden auf Grund der direkten bundesrechtlichen Ermächtigung 

nach § 6a Absatz 6 Satz 1 StVG in Verbindung mit Artikel 28 Absatz 2 Satz 1 GG 

und §§ 4 Absatz 1 Gemeindeordnung (GemO), 3 Absatz 1 Landkreisordnung (LKrO) 



 

 

beim normalen Zeitparken in Satzungen festgesetzt. Auch Bevorrechtigungen von 

Elektrofahrzeugen und Carsharingfahrzeugen sind ohne weitere landesrechtliche 

Ermächtigung vom kommunalen Satzungsermessen umfasst. 

Die Gebührenordnungsermächtigung in § 6a Absatz 6 Satz 2 i.V.m Satz 4 StVG ist 

anders als beim Bewohnerparken nicht als kompetenzbegründende 

Ermächtigungsgrundlage für die Kommunen zu verstehen. Hier fehlt es bereits an 

der Bestimmtheit der Ermächtigungsgrundlage zu Inhalt, Zweck und Ausmaß nach 

Artikel 80 Absatz 1 Satz 2 Grundgesetz. Vielmehr gibt § 6a Absatz 6 Satz 2 StVG der 

Landesregierung die Möglichkeit, eine gegenüber den Kommunen 

kompetenzbeschränkende Gebührenordnung mit Schrankenfunktion in Form von 

einer möglichen Festlegung von Richtwerten oder Höchstbeträgen zu erlassen oder 

diese nach Satz 4 weiterzudelegieren.  

Die Landesregierung sieht von landesweiten kompetenzbeschränkenden Vorgaben 

ab und belässt den vollen Handlungsspielraum bei Kommunen, um eine nach den 

jeweiligen Gegebenheiten örtlich angemessene Gebührenerhebung zu ermöglichen. 

Auch im Hinblick auf die Gebührenerhebung bei Großveranstaltungen ist künftig 

keine weitere Delegation an die Kommunen mehr vorgesehen und erforderlich. 

Gefolgt wird dabei der bisherigen Linie in Baden-Württemberg seit 2004 nach der 

damals erfolgten bundesrechtlichen Neuregelung von § 6a Absatz 6 StVG. 

Des Weiteren erfolgen im Rahmen der Änderungsverordnung weitere redaktionelle 

klarstellende Änderungen.  

III. Alternativen und Erforderlichkeitsprüfung 

Die Anpassung ist erforderlich, um die in Folge des Bundesverwaltungsgerichtsurteils 

nichtige Regelung der Satzungsmöglichkeit zur Festsetzung von 

Bewohnerparkgebühren klarstellend zu beseitigen und in der Landesverordnung 

Rechtsklarheit in Bezug auf die notwendige Rechtsform der Rechtsverordnung für 

Bewohnerparkgebührenordnungen zu schaffen.  

Aus Rechtssicherheitsgründen sind die bisherigen nicht notwendigen 

Delegationsregelungen beim Zeitparken auf Grund der bestehenden direkten 

bundesrechtlichen Ermächtigung zu streichen. Die Streichung hat keine 

Auswirkungen auf die bisherige Verwaltungspraxis. 



 

 

IV. Finanzielle Auswirkungen  

Durch die Verordnung ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen für die 

kommunalen Haushalte.  

V. Bürokratievermeidung, Prüfung Vollzugstauglichkeit 

Es bleibt bei der bisherigen Verwaltungspraxis. Durch die Teilnichtigkeit der 

bisherigen Regelung in der ParkgebVO in Bezug auf die Satzungsmöglichkeit und 

notwendige Rechtsform der Rechtsverordnung bei der Festsetzung von 

Bewohnerparkgebühren wird die Ermächtigung selbst nicht tangiert. In der 

Verwaltungspraxis wurden bereits entsprechende kommunale Rechtsverordnungen 

erlassen; die lediglich klarstellende Änderung im Rahmen der Änderungsverordnung 

hat somit keine unmittelbaren Auswirkungen auf die derzeitige Rechtslage. 

Die Streichung bisheriger Delegationsregelungen beim Zeitparken dient der 

Rechtssicherheit und vermeidet weiteren Verwaltungsaufwand, da die bisherige 

Verwaltungspraxis kommunaler Parkgebührensatzungen beibehalten werden kann. 

VI. Wesentliche Ergebnisse des Nachhaltigkeits-Checks 

Durch die Änderungsverordnung werden die bereits in der Begründung zur 

damaligen ParkgebVO 2021 festgestellten positiven Auswirkungen auf die 

nachhaltige Entwicklung, insbesondere auf die in Anlage 2 zur Verwaltungsvorschrift 

der Landesregierung und der Ministerien zur Erarbeitung von Regelungen (VwV 

Regelungen) vom 26. September 2023 (GABl. 2023, 444), genannten Leitfragen 

Klimawandel, Ressourcenverbrauch, Biologische Vielfalt, Lärmschutz, Lebensqualität 

und Gesundheit, nicht beeinträchtigt.  

Es wird weiterhin eine an den örtlichen Gegebenheiten der jeweiligen Kommune 

orientierte Gebührenerhebung ermöglicht. Diese berücksichtigt die Kosten des 

öffentlichen Raums zur Ordnung des ruhenden und fließenden Parksuchverkehrs, 

vermeidet Verkehrssituationen mit negativen Auswirkungen auf die 

Verkehrssicherheit, fördert die gerechtere Flächenverteilung und trägt insgesamt 

dem Klimaschutz bei. Insoweit dient die Übertragung der Schonung der natürlichen 

Ressourcen und wirkt sich positiv auf die Klimabilanz des Landes aus. 



 

 

Da sich durch die Änderungsverordnung keine neuen erheblichen Auswirkungen auf 

die genannten Bereiche ergeben, kann von weiteren Ausführungen bzw. einem 

weiteren Nachhaltigkeits-Check abgesehen werden. 

VII. Digitaltauglichkeits-Check 

Von einem Digitaltauglichkeits-Check konnte nach 4.5.2 der VwV Regelungen 

ebenfalls abgesehen werden, da durch die Regelungen dieser Änderungsverordnung 

keine relevanten Auswirkungen auf die digitale Abwicklung von 

Verwaltungsverfahren zu erwarten sind. Die grundsätzlichen Verfahrensabläufe der 

Parkraumbewirtschaftung in der Verwaltungspraxis sind von der 

Änderungsverordnung nicht betroffen. 

VIII. Sonstige Kosten für Private 

Sonstige Kosten für Private sind nicht ersichtlich. Infolge der Anpassungen ergeben 

sich keine neuen Ermächtigungen zur Gebührenerhebung.   



 

 

B. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

In Nummer 1 wird der Titel der Verordnung dahingehend geändert, dass auch eine 

amtliche Kurzbezeichnung „Parkgebührenverordnung BW“ eingeführt und bei der 

amtlichen Abkürzung „ParkgebVO“ der Zusatz „BW“ angefügt wird. Der Zusatz „BW“ 

wird aufgenommen, um Verwechslungen mit Parkgebührenverordnungen anderer 

Länder oder kommunalen Parkgebührenordnungen für das Bewohnerparken zu 

vermeiden. 

Zu Nummer 2 

Artikel 1 Nummer 2 der Verordnung bezieht sich auf die Gebührenfestsetzung in 

Gebührenordnungen beim Bewohnerparken und regelt die bisher schon bestehende 

Delegation der Ermächtigung der Landesregierung zum Erlass von 

Gebührenordnungen beim Bewohnerparken an die örtlichen und unteren 

Straßenverkehrsbehörden gemäß § 6a Absatz 5a Sätze 2 und 5 StVG.  

Bei der landesrechtlichen Delegationsregelung soll künftig nicht mehr der komplette 

Wortlaut des Bundesrechts aus § 6a Absatz 5a Satz 1 StVG wiederholt werden. Mit 

der Änderung wird verdeutlicht, dass sich die bundesrechtliche Ermächtigung zum 

Erlass von Gebührenordnungen beim Bewohnerparken allein auf die Amtshandlung 

des Ausstellens eines Bewohnerparkausweises und nicht auf den jeweils 

zugrundeliegenden Anordnungsrund bezieht. Auch sollen auf diesem Wege spätere 

Anpassungen der Delegationsverordnung auf Grund künftiger diesbezüglicher 

bundesrechtlicher Änderungen vermieden werden. Mit der letzten Novelle der 

Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), welche am 11. Oktober 2024 in Kraft getreten ist, 

sind gemäß § 45 Absatz 1b Nummer 2a Sätze 1 und 2 StVO erweiterte 

Anordnungsmöglichkeiten für das Bewohnerparken hinzugekommen, so dass ein 

erheblicher Parkraummangel nicht mehr notwendigerweise bestehen muss. Um 

Missverständnissen entgegenzuwirken, werden die Worte „städtischer Quartiere mit 

erheblichem Parkraummangel“ in der neu gefassten Delegationsregelung in Satz 1 

daher nicht mehr aufgenommen.  

Korrigierend wird zudem in Satz 2 geregelt, dass die Gebührenordnungen seitens 

der örtlichen und unteren Straßenverkehrsbehörden künftig entsprechend der 



 

 

Bundesverwaltungsgerichtsentscheidung vom 13. Juni 2023 (BVerwG 9 CN 2.22) 

unter Bezug auf Artikel 80 Absatz 1 GG als Rechtsverordnung auszugestalten sind. 

Für die entsprechenden Gebührenordnungen ist dabei das Gebührenrecht des 

Bundes (Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr (GebOSt) mit 

Ausnahme der Ziffer 265 der Anlage zu § 1 und das Verwaltungskostengesetz in der 

bis zum 14. August 2013 geltenden Fassung nach § 6 Absätze 1 und 3 Nr. 2 

GebOSt) maßgebend. Die Bundesregelungen sehen keine Ermächtigung zum Erlass 

von Satzungen vor.  

Soweit ein Stadtkreis oder eine Große Kreisstadt die Gebührenordnung erlässt, 

erfolgt dies durch den Oberbürgermeister. Hier liegen die Voraussetzungen des § 15 

Absatz 2 Landesverwaltungsgesetz (LVG BW) vor. In diesen Fällen erfüllt die 

Gemeinde zugleich eine „Aufgabe der unteren Verwaltungsbehörden“. § 15 Absatz 2 

LVG BW verdrängt in diesen Fällen § 44 Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 2 

Gemeindeordnung (GemO) mit der Folge, dass nach der wiederholenden 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg für den Erlass der 

Gebührenordnung der Oberbürgermeister zuständig ist. Bei Gemeinden, die als 

örtliche Straßenverkehrsbehörde für den Erlass der Gebührenordnung zuständig 

sind, ist der Gemeinderat zuständig.  Die Voraussetzungen des § 15 Absatz 2 LVG 

BW liegen bei örtlichen Straßenverkehrsbehörden nicht vor. Es bleibt dann bei der 

Grundregel des § 44 Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 2 GemO, wonach der Gemeinderat 

für den Erlass von Satzungen und Rechtsverordnungen zuständig ist. In 

Verwaltungsgemeinschaften ist im Hinblick auf die Organzuständigkeit zwischen 

einem Gemeindeverwaltungsverband und vereinbarten Verwaltungsgemeinschaften 

zu unterscheiden: Bei einem Gemeindeverwaltungsverband als untere 

Straßenverkehrsbehörde ist wegen § 15 Absatz 2 LVG BW der Verbandsvorsitzende 

für den Erlass von Rechtsverordnungen zuständig. Wurde der 

Gemeindeverwaltungsverband zur örtlichen Straßenverkehrsbehörde erklärt, liegen 

die Voraussetzungen des § 15 Absatz 2 LVG nicht vor und somit ist die 

Verbandsversammlung zuständig (§ 16 Absatz 2 des Gesetzes über kommunale 

Zusammenarbeit (GKZ BW)). Bei vereinbarten Verwaltungsgemeinschaften, die zur 

unteren Verwaltungsbehörde erklärt worden sind, ist für den Erlass von 

Rechtsverordnungen nach § 15 Absatz 2 LVG BW der Bürgermeister der erfüllenden 

Gemeinde zuständig. Als örtliche Straßenverkehrsbehörde ist der gemeinsame 

Ausschuss nach § 60 Absatz 4 Satz 2 in Verbindung mit § 44 Absatz 3 Satz 1 

Halbsatz 2 GemO zuständig.  

Die bisherige Regelung in § 1 Absatz 2 der Delegationsverordnung zu möglichen bei 

der Gebührenordnung für das Bewohnerparken zu berücksichtigenden Kriterien wird 



 

 

ersatzlos gestrichen. Entsprechend der Bundesverwaltungsgerichtsentscheidung 

können soziale Kriterien wie auch Nachteilsausgleiche für Menschen mit 

Behinderungen nach dem derzeitigen Bundesrecht bei den Gebührenordnungen 

nicht berücksichtigt werden. Kommunen können soweit gewünscht im Wege eines 

allgemeinen kommunalen Mobilitätszuschussmodells einen sozialen Ausgleich 

herbeiführen. Im Übrigen besteht keine Notwendigkeit auf der Regelungsebene einer 

Landesverordnung den Wortlaut des Bundesrechts zu wiederholen oder 

Kriterienbeispiele anzuführen. Da die Rechtsprechung hier nach wie vor im Fluss ist, 

sollen zudem weitere Verordnungsänderungsverfahren vermieden werden.  

Zu Nummer 3 

In Artikel 1 Nummer 3 wird der bisherige Inhalt des § 2 gestrichen. Die bisherige 

Fassung des § 2 regelte die damals klarstellend aufgenommene Delegation der 

Ermächtigung zum Erlass von Gebührenordnungen für die Erhebung von Gebühren 

für das Parken auf öffentlichen Wegen und Plätzen. In Folge einer vertieften 

rechtlichen Prüfung zu den Auswirkungen des Urteils des 

Bundesverwaltungsgerichts vom 13. Juni 2023 auf das normale Zeitparken hat sich 

ergeben, dass die Ausführungen des Bundesverwaltungsgerichts zu § 6a Absatz 5a 

StVG auf Gebührenordnungen nach § 6a Absatz 6 StVG nicht ohne Weiteres 

übertragbar sind und zudem eine landesrechtliche Delegation an Gemeinden, Stadt- 

und Landkreise auf Grund der direkten Ermächtigung aus § 6a Absatz 6 Satz 1 StVG 

nicht notwendig ist.  

Die vom Bundesverwaltungsgericht angeführten Gründe dafür, dass 

Parkgebührenordnungen nur als Rechtsverordnungen erlassen werden dürfen 

(Wortlaut, Vorgaben für die Übertragung bundesrechtlicher Kompetenzen auf 

Landesregierungen, Verbot des Rechtsformwechsels bei Subdelegation) sind zwar 

auf Gebührenordnungen der Landesregierungen nach § 6a Absatz 6 Satz 2 StVG 

übertragbar. Diese Parkgebührenordnungen bilden aber im System des § 6a Absatz 

6 StVG nicht die Grundlage der Gebührenerhebung, sondern nur deren Grenze in 

Form einer möglichen kompetenzbeschränkenden Gebührenordnung 

(Schrankenfunktion). Für eine kompetenzbegründende Ermächtigung wäre § 6a 

Absatz 6 Satz 2 StVG vor dem Hintergrund des Artikels 80 Absatz 1 Satz 2 GG zu 

unbestimmt. Die Kompetenz der Kommunen zur Gebührenerhebung folgt aus § 6a 

Absatz 6 Satz 1 StVG in Verbindung mit der durch Artikel 28 Absatz 2 Satz 1 GG 

geschützten kommunalen Selbstverwaltungsgarantie. Diese Auslegung entspricht 

dem gesetzgeberischen Willen des Bundes bei der Reform des Parkgebührenrechts 

und Änderung von § 6a Absatz 6 StVG im Jahre 2003, die Gebührenerhebung 



 

 

künftig der vollständigen freien Disposition der Kommunen zu überlassen (BT-Drs. 

15/1496 v. 28.08.2003, S. 6). Der Bundesgesetzgeber nahm sämtliche inhaltliche 

Vorgaben zur Gebührenbemessung zurück und überließ deren Ausgestaltung 

namentlich und ausdrücklich den Kommunen in eigener Verantwortung. Dieses 

erklärte gesetzgeberische Ziel lässt sich nur erreichen, indem die Kommunen 

unmittelbar zum Erlass der Gebührenordnungen ermächtigt sind und von keinen 

weiteren, über § 6a Absatz 6 Satz 1 StVG hinausgehende Bundes- oder 

Landesvorgaben beziehungsweise einer Weitergabe dieser Befugnis, mehr abhängig 

sind.  Eine staatliche Reglementierung dieses Bereiches erscheint hier auch nicht 

erforderlich, da die Kommunen ohnehin in eigener Verantwortung den 

straßenrechtlichen Widmungszweck, den garantierten Gemeingebrauch und den 

Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu beachten haben (BT DS 15/01496). Baden-

Württemberg ging bereits bei der Verordnung der Landesregierung zur Aufhebung 

der Verordnung über Parkgebühren vom 8. Juni 2004 (GBl. vom 18. Juni 2004, S. 

281) von einer direkten bundesrechtlichen Ermächtigung in § 6 Absatz 6 Satz 1 StVG 

aus, weshalb man die in § 2 der aufgehobenen Verordnung der Landesregierung 

über Parkgebühren (PGebVO) vom 7. April 1981 enthaltene Delegation nach 

Änderung des Bundesrechts bereits damals für entbehrlich hielt (vgl. Schreiben 

Ministerium für Umwelt und Verkehr Baden-Württemberg vom 28. Juni 2004 an die 

Regierungspräsidien Az 34-3851.1-09/294). Das Oberverwaltungsgericht Rheinland-

Pfalz hat diese Rechtsauffassung in einer aktuellen Entscheidung aus dem Jahr 

2022 bestätigt und ausgeführt, dass § 6a Abs. 6 Satz 1 StVG eine unmittelbare 

Befugnis zum Erlass von Gebührenordnungen umfasst (OVG RP, Urt. v. 27.09.2022 

– 6 C 10153/22.OVG –, juris Rn. 39). Das Land hat 2021 im Rahmen der ParkgebVO 

die Delegation der Gebührenermächtigung nach § 6a Absatz 6 Sätze 2 und 4 StVG 

an die Gemeinden für Ortsdurchfahrten und im Übrigen an die jeweiligen 

Straßenbaulastträger lediglich deklaratorisch zur Verdeutlichung und Klarstellung der 

bereits aus dem Bundesgesetz bestehenden Ermächtigung aufgenommen. Vor der 

genannten Bundesverwaltungsgerichtsentscheidung ging man nach damaliger 

Rechtsauffassung davon aus, dass eine solche Regelung keine Auswirkungen auf 

der Rechtsfolgenseite in Bezug auf die mögliche Rechtsform einer kommunalen 

Gebührensatzung im Rahmen der eigenverantwortlichen Selbstverwaltungsaufgabe 

hätte. 

Klarstellend ist festzustellen, dass die Gemeinden für Ortsdurchfahrten und im 

Übrigen die Straßenbaulastträger direkt aus § 6a Absatz 6 Satz 1 StVG zur 

Parkgebührenerhebung und Festsetzung in Gebührenordnungen ermächtigt sind. 

Einer weiteren landesrechtlichen Delegation bedarf es aus oben genannten Gründen 

nicht. Für die Wahrnehmung dieser Kompetenz gibt das Bundesrecht keine 



 

 

Rechtsform vor; die Rechtsform für Parkgebührenordnungen für die 

Parkgebührenerhebung beim Zeitparken nach § 6a Absatz 6 Satz 1 StVG bestimmt 

sich nach dem Landesrecht beziehungsweise dem baden-württembergischen 

Kommunalrecht. In Baden-Württemberg sieht § 4 Absatz 1 Gemeindeordnung 

(GemO) vor, dass Gemeinden im Sinne der GemO – somit auch Stadtkreise - 

weisungsfreie Angelegenheiten durch Satzung regeln können. Gleiches gilt für die 

Landkreise nach § 3 Absatz 1 LKrO. Für die Erhebung von Parkgebühren ist daher in 

Baden-Württemberg die Parkgebührensatzung das richtige Instrument.  

Bei den Parkgebühren handelt es sich um „bundesrechtlich geregelte 

Benutzungsgebühren sui generis“ für Flächen im Gemeingebrauch (vgl. OVG M-V, 

Urt. v. 27.02.2018 – 1 K 21/14 –, juris Rn. 57; VG Aachen, B. v. 19.01.2007 – 2 L 

432/06 –, juris Rn. 31; VG Düsseldorf, NVwZ 1999, 684, 685; vgl. zum 

ausdrücklichen Willen des Gesetzgebers, Parkgebühren als Benutzungsgebühren 

einzuordnen, auch BT-Drs. 8/3150 v. 04.09.1979, S. 13). Besondere gesetzliche 

Regelungen bestehen nicht. Die allgemeinen gebührenrechtlichen Regelungen (§§ 1 

bis 8) des Kommunalabgabengesetzes (KAG) finden Anwendung.  

Von der Ermächtigung zu kompetenzbeschränkenden Vorgaben für das normale 

Zeitparken seitens der Landesregierung wird kein Gebrauch gemacht. Der volle 

Handlungsspielraum soll bei den Kommunen belassen bleiben, um vor Ort unter 

Berücksichtigung der jeweiligen unterschiedlichen örtlichen Gegebenheiten 

angemessen und sinnvoll reagieren zu können.  

Im Hinblick auf die Streichung der bisherigen Regelung in § 2 Absatz 2 ParkgebVO 

ist festzustellen, dass die Gemeinden, Stadt- und Landkreise auch ohne 

ausdrücklichen Kompetenztitel im Rahmen ihres kommunalen Satzungsermessens 

beim Kurzzeitparken befugt sind, in ihren Parkgebührenordnungen für die 

Parkgebührenerhebung nach § 6a Absatz 6 Satz 1 StVG Gebührenermäßigungen 

und -befreiungen für Elektrofahrzeuge und Carsharingfahrzeuge vorzusehen. Im 

Rahmen des kommunalen Satzungsermessen unterliegt der Inhalt der 

Parkgebührensatzung lediglich den allgemeinen verfassungsrechtlichen Grenzen 

(straßenrechtlicher Widmungszweck, Gemeingebrauch, 

Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, vgl. BT-Drs. 15/1496 v. 28.08.2003, S. 6). Der 

Grundsatz der Privilegienfeindlichkeit des Straßenverkehrsrechts wird durch eine 

entsprechende Bevorrechtigung bei den Parkgebühren nicht berührt: Dieser 

Grundsatz verbietet nur gezielte Privilegierungen, nicht jedoch Folgewirkungen von 

straßenverkehrsrechtlichen Gebührenregelungen, die sich allenfalls mittelbar auf die 

Straßennutzung auswirken können - BVerwG, Urt. v. 13.06.2023 – 9 CN 2/22. Da die 



 

 

Bevorrechtigung von Elektrofahrzeugen und Carsharingfahrzeugen unter anderem 

dem Klimaschutz dient, erscheint es nicht nur zulässig, sondern aufgrund des 

Berücksichtigungsgebots nach § 13 Bundesklimaschutzgesetz naheliegend, 

klimaverträglichere Mobilitätsformen auch über Gebührendifferenzierungen beim 

Parken zu fördern. Derartige Bevorrechtigungen berühren weder den 

straßenrechtlichen Widmungszweck noch den Gemeingebrauch. Eine Aktivierung 

der Ermächtigungen nach § 3 Absatz 6 Elektromobilitätsgesetz (EmoG) oder § 3 

Absatz 4 Carsharinggesetz (CsgG) ist somit nicht erforderlich. Von einer 

landesweiten verpflichtenden Vorgabe auf Grundlage dieser Ermächtigungsnormen 

im Rahmen einer kompetenzbeschränkenden Gebührenordnung des Landes nach § 

6a Absatz 6 Satz 2 StVO wird ebenfalls abgesehen. 

Zu Nummer 4 

Auch die Delegation der Ermächtigung für Gebührenordnungen nach § 6a Absatz 7 

StVG in Verbindung mit § 6a Absatz 6 Sätze 2 und 4 StVG im Hinblick auf die 

Gebührenerhebung in Zusammenhang mit Großveranstaltungen ist zu streichen. Es 

wird auf die Ausführungen zu Nummer 3 im Hinblick auf die Ermächtigung zu einer 

kompetenzbeschränkenden und nicht kompetenzbegründenden Gebührenordnung 

verwiesen.  

Zu Nummer 5 

Da der Regelungstext auf notwendige Regelungen verschlankt werden soll, wird auf 

Kostengläubigerregelungen in der Parkgebührenverordnung BW (ParkgebVO BW) 

künftig verzichtet. Im Hinblick auf die bisher in § 4 Absatz 1 geregelte 

Gebührengläubigerschaft in Bezug auf die Verwaltungsgebühr für das Ausstellen der 

Bewohnerparkausweise ist eine landesrechtliche Regelung nicht notwendig, da die 

Gebührengläubigerschaft bereits bundesrechtlich eindeutig geregelt ist. Gemäß § 6 

Absätze 1 und 3 Nr. 2 sowie § 3 Absatz 1 der Gebührenordnung für Maßnahmen im 

Straßenverkehr (GebOSt) ist Kostengläubiger der Rechtsträger, dessen Stelle eine 

kostenpflichtige Amtshandlung, Prüfung oder Untersuchung vornimmt. 

Gebührengläubiger der Gebühren für die Ausstellung von Bewohnerparkausweisen 

ist demnach der Rechtsträger der örtlichen oder unteren Straßenverkehrsbehörde, 

die den Bewohnerparkausweis ausgestellt hat. Bei Landkreisen (Landratsamt als 

untere Verwaltungsbehörde) ist zwar das Land Rechtsträger, hier verbleiben die 

Gebühren jedoch nach § 11 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes über den kommunalen 

Finanzausgleich (Finanzausgleichsgesetz – FAG, GBl 2000, 14) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 1. Januar 2000, zuletzt geändert durch durch Artikel 5 und 6 



 

 

des Gesetzes vom 17. Dezember 2024 (GBl. 2024, Nr. 114) ebenfalls bei den 

Landkreisen. 

Die Streichung von § 4 Absatz 2 und Absatz 3 ist eine Folgeänderung der 

gestrichenen Regelungen in Nummern 3 und 4.  

Zu Nummer 6 

Der bisherige § 5 wird als Folgeänderungen der Nummern 3, 4 und 5 zu § 2.  

Zu Artikel 2  

Artikel 2 der Verordnung regelt das Inkrafttreten der Änderungsverordnung am Tag 

nach ihrer Verkündung.  

 


